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Inhalt: . Da nach dem IV. Hauptſtücke des allgemeinen öſterreichiſchen 
Ueber Enteignung nach öſterreichiſchem Geſetze mit Rückſicht auf Berggeſetzes dem e ee das ſubjective, weiteſtgehende 
die Enteignung zu Bergbauz wecken. Von Bezirkscommiſſär Dr. Enteignungsrecht bis zur Abtretung des vollſtändigen Eigenthums einer 
König in Graz. (Schluß!) Liegenſchaft nicht zuſteht und er nur den Anſpruch auf einen geringeren 
Mittheilungen aus der Praxis: Grad der Enteignung, nur den Anſpruch auf die zwangsweiſe Einräumung 
Es liegt weder eine Verletzung des Rechtes der freien Meinungsäußerung noch der „Benützung“ zum Bergbaubetriebe nothwendiger Grundſtücke hat, 
mdr a eisen in einer des ee fo iſt der Rechtssatz, „der Bergbauunternehmer kaun gegen den Willen 
ert neu als e ee ee durch rechtskräftiges politiſches des Grundeigenthümers nicht verlangen, daß ihm die zum Bergbaubetriebe 
Die Bequartierung der Soldaten iſt nicht geeignet, eine Befitzſtörung hervor⸗ nothwendigen Grundſtücke in's Eigenthum übergeben werden“, un⸗ 
zurufen. beſtreitbar richtig. 
Daß das ſubjective Enteignungsrecht des Bergbaubeſitzers auf die 


Einfluß der gewerbsbehördlichen Genehmigung auf die Rechtswirkſamkeit eines 
Pachtvertrages über ein Gaſthausgewerbe. enge Begriffsaufſtellung von Haberer und Zechner eingeſchränkt ſein 


Literatur. ſoll, iſt in dem be i 8 ichts i 

1 zogenen Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes nicht 
Geſetze und Verordnungen. ausgesprochen und konnte aus jurijuſchen und eryntokogiſchen Grave 
Perſonalien. auch nicht ausgeſprochen werden. 
Erledigungen. Das in Rede ſtehende Erkenntniß des Verwaltungsgerichtshofes 
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wird in dem bisher beſprochenen Theile nur in folgender Weiſe ſchlüſſig: 
„Zufolge der ebeneitirten geſetzlichen Beſtimmungen“ (88 98, 100, 
101, 103 allg. öſterr. Berggeſetz) „iſt dem Bergbauunternehmer blos 
3 f Ii 3 das Recht eingeräumt, zu verlangen, daß ihm vom Grundeigenthümer 
Rückſicht auf die Enteignung Au Bergbauzwecken. die zum Bergbaubetriebe nothwendigen Grundſtücke zur „Benützung“ 
Von Bezirkscommiſſär Dr. König in Graz. überlaſſen werden, bei einer vorausſichtlichen, bleibenden Verwendung 
(Schluß.) derſelben aber iſt nur der Grundeigenthümer berechtigt, auf die 
j eigenthümliche Uebergabe zu dringen, woraus ſich der Schluß ergibt, 
Das Erkenntniß des Verwaltungsgerichtshofes vom 14. März 1885, daß die Uebergabe in's Eigenthum vom Bergbauunter- 
3. 562 (Budw. Nr. 2453), war es zumeiſt, welches im Zuſammen⸗ nehmer gegen den Willen des Grundeigenthümers nicht 
halte mit Verwaltungsjudicaten, die conform mit den Anführungen verlangt werden kann.“ Hiemit iſt aber nur die Enteignungspflicht 
Haberer's und Zechner's erfloſſen ſind, zur Annahme führte, der der Bergbauunternehmers ausgeſprochen und deſſen ſubjectives Ent⸗ 
Bergbauunternehmer könne auf Grund des $ 98 allg. öſterr. Berggeſetz, eignungsrecht abgegrenzt. 
ungeachtet der allein zuläſſigen weiten Bedeutung des Begriffes „Benützung“, Zu dem zweiten Rechtsſatze des Erkeuntniſſes vom 14. März 1885 
zu Abbauzwecken nicht mehr enteignen, und der Grundbeſitzer hinwiederum wird vom Verwaltungsgerichtshofe in confequenter Unterſcheidung zwiſchen 
könne, wenn ohne ſein Wiſſen Inanſpruchnahme, „Benützung“ feiner der occasio und ratio legis des IV. und VII. Hauptſtückes des all⸗ 
Tagdecke eingetreten iſt, nicht mehr die eigenthümliche Uebernahme ſeines, gemeinen öſterreichiſchen Berggeſetzes zu dem ſeitens der Beſchwerde in's 
mit Beſchädigung durch den Bergbau in Benützung genommenen Grund Treffen geführten § 170 allg. öſterr. Berggeſetz erinnert, „daß eine 
und Bodens und nicht mehr die vorläufige verwaltungsbehördliche Feſt⸗[ Enteignung von Grundſtücken aus Gründen der öffentlichen 
ſtellung der Schadloshaltung verlangen, ſondern müſſe unter allen Wohlfahrt auch dann, wenn dieſelbe durch den Bergbaubetrieb 
Umſtänden einen Eivilproceß auf Schadloshaltung führen. veranlaßt wird, nicht ausgeſchloſſen iſt, und von der Staats⸗ 
Nach der Publication von Budwinski ſpricht das Erkenntniß verwaltung auf Grund des § 365 a. b. G. B. wird ausgeſprochen 
des Verwaltungsgerichtshofes vom 14. März 1885, 3. 562, die werden können. Allein dem Bergbauunternehmer ſteht kein Recht zu, 
Rechtsſätze aus: zu verlangen, daß der Staat von dieſem ſeinem Hoheitsrechte in einem 
„1. Der Bergbauunternehmer kann gegen den Willen des Grund- concreten Falle auch Gebrauch mache, und es ſteht vielmehr im Ermeſſen 
eigenthümers nicht verlangen, daß ihm die zum Bergbaubetriebe noth⸗ der competenten Behörde, darauf abzielende Anträge der Parteien 
wendigen Grundſtücke in's Eigenthum übergeben werden. 2. Eine abzulehnen.“ 
Enteignung von Grundſtücken aus Gründen der öffentlichen Wohlfahrt In dieſem Theile des Erkenntniſſes des Verwaltungsgerichtshofes 
iſt auch dann, wenn dieſelbe durch den Bergbaubetrieb ſiſt ausgeſprochen, was in gegenwärtiger Abhandlung bereits nachgewieſen 
veranlaßt wird, nicht ausgeſchloſſen, es ſteht aber im Ermeſſen | worden ift, nämlich: 
der competenten Behörde, die darauf abzielenden Anträge der Parteien Subjectives Euteignungsrecht iſt dort, wo Relativität der Voraus⸗ 
abzulehnen.“ ſetzung „des allgemeinen Beſten“ eintritt, kein nach Inhalk und Umfang 


Ueber Enteignung nach öſterreichiſchem Geſetze mit 
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beſtimmter Rechtsanſpruch des Enteignungswerbers, und wird zu einem 
ſolchen Rechtsanſpruche erſt durch rechtskräftiges Enteignungserkenntniß. 
Dort, wo Relativität der Vorausſetzung des $ 365 a. b. G. B. herrſcht, 
iſt es im Ermeſſen der zur Fällung des Enteignungserkenntniſſes com⸗ 
petenten Behörde gelegen, einen auf Grund des 8 365 a. b. G. B. 
innerhalb der in 17 Enteignungsgebiete gebrachten Fälle (mit Ausnahme 
von à: 1) geſtellten Enteignungsanſpruch abzulehnen. 

Wenn gegen einen im Ermeſſen der competenten Verwaltungs⸗ 
behörde liegenden Ausſpruch die Beſchwerde vor dem Verwaltungs⸗ 
gerichtshofe erhoben wird, muß auf Abweiſung erkannt werden. Damit 
iſt aber keineswegs geſagt, daß in anderen wiederkehrenden Fällen 
nothwendiger Benützung fremden Grund und Bodens zu Bergbauzwecken, 
einſchließlich des Abbaues mächtiger Kohlenſlötze, vom Bergbauunternehmer 
unter Darlegung der volkswirthſchaftlichen Bedeutung ſeines Unter⸗ 
nehmens — das iſt unter Anerbietung des Nachweiſes der relativen 
Vorausſetzung des $ 365 a. b. G. B. — der Enteignungsanſpruch nicht 
geſtellt werden kann. 

Aus den dargeſtellten Grundſätzen des Enteignungsrechtes nach 
öſterreichiſchem Geſetze überhaupt und aus den Grundſätzen der vom 
Staate volkswirthſchaftlich wichtigen Unternehmungen insbeſondere, aus 
ſprachlichen Gründen und ſchließlich aus dem Erfenntniffe des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes vom 14. März 1885, 3. 562, ergibt fi demnach: daß 
der Bergbauunternehmer auf Grund des beſtehenden Geſetzes befugt iſt, 
die Tagdecke im Wege der Enteignung zur Ermöglichung eines ohne 
Iuanſpruchnahme der Tagdecke undenkbaren Abbaues zur Benützung im 
weiten Sinne zu erwerben. 

Was nun das Erkenntniß des Verwaltungsgerichtshofes vom 
17. April 1886, Nr. 815 (Budw. 3021), anbelangt, ſo erhellt 
aus dem Nachweiſe dieſer Abhandlung, daß aus dieſem Erkenntniſſe die 
angenommenen, das ſubjective Enteignungsrecht des Bergbauunternehmers 
beſchränkenden Folgerungen nicht gezogen werden können. Das auf 
Grund des § 170 des allg. öſterr. Berggeſetzes ſich gründende Erkenntniß 
des Verwaltungsgerichtshofes vom 17. April 1886 konnte nur den 
Rechts atz: „der Bergbau muß fo betrieben werden, daß Beſchädigungen 


bautreibenden alle Vorkehrungen zu treffen ſind, welche nach menſchlicher 
Vorausſicht jede Beſchädigung hiuntanzuhalten geeignet erſcheinen,“ aus⸗ 
ſprechen, weil nach dem Geſetze zur Bauhafthaltung gefordert wird, 
daß der unternommene Tag⸗ oder Grubenbau gegen jede Gefahr für 
Perſonen und Eigenthum möglichſt geſichert ſei. 

Anders ſteht aber die Frage der Bergpolizei zum Schutze von 
Eigenthum, wenn der Bergbauunternehmer 
Umfang beſtimmten Rechtsanſpruch aus einem rechtskräftigen Enteignungs⸗ 
erkenntniſſe nach 8 98 allg. Berggeſetz erwirkt hat; denn dann ſteht 
dem Bergbauunternehmer das Recht auf Benützung fremden Grund 
und Bodens im weiten Sinne zu, der Bergbauunternehmer begegnet 
während der Dauer des ihm eingeräumten Benützungsrechtes nicht mehr 
fremdem Eigenthume, deſſen Subſtanz er bei ſeinem Bergbaubetriebe, 
vornehmlich beim Abbaue, unverletzt erhalten muß. 

Das Dilemma, welches in einer Verwaltungsjudicatur nach 
irriger Auffaſſung der Erkenntuiſſe des Verwaltungsgerichtshofes (Nr. 2453 
und 3021) erblickt wurde, hat die Abhilfe eines nach dieſem Dilemma 
für den Bergbauunternehmer und den Grundbeſitzer gleich unhaltbaren 
Zuſtandes nur in einer Reſorm des Berggeſetzes oder zunächſt doch der 
betreffenden berggeſetzlichen Beſtimmungen geſucht 1%). 

So wünſchenswerth die lange anhängige Reform des allg. öſterr. 
Berggeſetzes ſein mag, ſo kann eine legislative Action im Wege einer 
Novelle als nützlich nicht bezeichnet werden, inſolange auf Grund des 
beſtehenden Geſetzes die Beziehungen der Rechtsſubjecte ſich rechtlich 
ordnen laſſen. *) 


16) Vergleiche Dr. And. Horner „Oeſterreichiſches Centralblatt für die 
juriſtiſche Praxis“ (1877 1. Heft). 

) Druckfehlerberichtigung. In den in den vorhergehenden Num⸗ 
mern der Zeitſchrift enthaltenen Theilen dieſes Aufſatzes find folgende Druckfehler 
zu berichtigen: Nr. 27, Seite 111, 2. Spalte, 20. Zeile von oben richtig: 
„ſolchen“ Dilemmas anſtatt „ſolcher“; Nr. 28, Seite 117, 2. Spalte, 29. Zeile 
von oben richtig: „Tagbrüche“ anſtatt „Tagbrücke“; ebendort 47. Zeile von gen 
richtig: „Umfang“ des Rechtsbegriffes anſtatt „Empfang“ des Rechtsbegeiffes. 
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einen nach Inhalt und 


Mittheilungen aus der Praxis. 

Es liegt weder eine Verletzung des Rechtes der freien Meimungs⸗ 

äußerung noch des Vereinsrechtes vor, wenn der Inhalt einer in 

einer Vereinsverſammlung behördlich inhibirten Aeußerung 

(Neſolution) durch rechtskräftiges politiſches Straferkeuntniß 
als ſtrafbar erklärt wurde. 


(Entſcheidung des Reichsgerichtes vom 5. Juli 1887, Z. 94.) 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 5. Juli 1887 
gepflogenen öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde de praes. 
1. Juni 1887, 3. 78 R. G., des deutſch⸗politiſchen Veremes in 
Saaz durch ſeinen Obmann Dr. Franz Max Broudre, Advocaten in. 
Saaz, gegen das k. k. Miniſterium des Innern wegen Verletzung der 
in den Artikeln 12 und 13 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December: 
1867, R. G. Bl. Nr. 142, gewährleiſteten Rechte, nämlich des Vereins⸗ 
rechtes und des Rechtes der freien Meinungsäußerung, nach Anhörung 
des Herrn Advocaten Dr. W. Pichler als Vertreter der beſchwerde⸗ 
führenden Partei und des Herrn Miniſterialrathes Grafen Erich Kielmansegg 
als Vertreter des k. k. Miniſteriums des Innern, zu Recht erkannt: 
| „Durch den Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 2. Mai 1887, 
3. 1158, mit welchem die Entſcheidung der k. k. Statthalterei in Prag 
vom 7. Februar 1887, Z. 656, beſtätigt worden iſt, hat eine Verletzung 
der in den Artikeln 12 und 13 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 
1867, R. G. Bl. Nr. 142, gewährleiſteten politiſchen Rechte, nämlich 
des Vereinsrechtes und des Rechtes der freien Meinungsäußerung, nicht 
ſtattgefunden.“ — Gründe: 

Bei der am 8. December 1886 in Libotſchan abgehaltenen 
Wanderverſammlung des deutſch-politiſchen Vereines in Saaz hat der 
anweſende Regierungsvertreter die Eröffnung einer Debatte, ſowie die 
Abſtimmung über den vom Vorſtandsmitgliede J. L. Kohn geſtellten 
Reſolutionsantrag unterſagt, weil durch denſelben das Ge ſetz verletzt 
werde. Der gegen dieſe Verfügung ergriffene Recurs wurde mit der 
Entfcheidung der k. k. Statthalterei in Prag vom 7. Februar 1887, 
3. 656, aus dem Grunde zurückgewieſen, weil in der betreffenden 
Reſolution, inſoweit dieſelbe gegen die Verfügungen der Regierungs- 
| drgane anläßlich der Kündgebungen gegen den Juſtizminiſterialerlaß 
23. September 1886 gerichtet iſt, ein geſetzwidriger Ausfall gegen die 
Autorität der Regierungsgewalt enthalten it und ſonach in Berückſichtigung 
dieſes Umſtandes die angefochtene Verfügung des bei der Vereinsverſammlung 
intervenirenden Regierungscommiſſärs in den Vorſchriften des 8 21 
des Geſetzes über das Vereinsrecht vom 15. November 1867, R. G. Bl. 
Nr. 134, begründet erſcheint. 

Die e Entſcheidung der k. k. Statthalterei wurde von dem k. k. 
Miniſterium des Innern mit dem Erlaſſe vom 2. Mai 1887, 3. 1158, 
aus deren Gründen beſtätigt. 

Hiedurch erachtet der deutſch-politiſche Verein in Saaz das im 
Art. 13 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 142, gewährleiſtete Recht der freien Meinungsäußerung und das 
im Art. 12 desſelben Staatsgrundgeſetzes gewährleiſtete Vereinsrecht für 

verletzt und erhebt vorliegende Beſchwerde. Dieſelbe kann jedoch nicht 
als geieglich begründet erkannt werden. 

Nach Art. 13 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, 
R. G. Bl. Nr. 142, hat Jedermann das Recht, durch Wort, Schrift, 
Druck oder durch bildliche Darſtellung ſeine Meinung innerhalb der 
geſetzlichen Schranken frei zu äußern. Das hiemit verfaſſungsmäßig 
gewährleiſtete Recht der freien Meinungsäußerung iſt alſo inſoweit ein⸗ 
geſchränkt, als durch die Meinungsäußerung ein beſtehendes Geſetz nicht 
verletzt werden darf. Nun iſt aber aus der Beſchwerde ſelbſt zu ent⸗ 
nehmen, daß das Vorſtandsmitglied J. L. Kohn deshalb, weil er den 
betreffenden Reſolutionsantrag geſtellt hat, auf Grund des § 11 der 
kaiſerlichen Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, von 
den hiezu competenten Behörden beſtraft worden iſt. 

Es iſt mithin durch ein rechtskräftiges Straferkenntniß, zu deſſen 
Ueberprüfung das k. k. Reichsgericht nicht berufen iſt, feſtgeſtellt, daß 
in der Stellung der fraglichen Reſolution mit Rückſicht auf deren Juhalt 
eine durch ein beſtehendes Geſetz verbotene Handlung liegt, woraus 
gefolgert werden muß, daß der bei der Wanderverſammlung anweſende 
Negierungsvertreter auf Grund des § 21 des Vereinsgeſetzes vom 
15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 137, berechtigt war, die Eröffnung 
einer Debatte und die Abſtimmung über den Inhalt der Reſolution zu 
unterſagen. 
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Da dem Geſagten zufolge weder eine Verletzung des Rechtes der rühren, erſcheint das klägeriſche Begehren, inſoweit es ſich auf $ 19 


freien Meinungsäußerung noch des Vereinsrechtes vorliegt, wurde der 
Beſchwerde keine Folge gegeben. 


Die Bequartierung der Soldaten iſt nicht geeignet, eine Beſitz⸗ 
ſtörung hervorzurufen. 


Der Realitätenbeſitzer A. hat einige ihm vom Quartiermeiſteramte 
zugeſchickte Soldaten nicht in eigener Wohnung, ſondern in einer im 
Beſitze des B. befindlichen Stallung untergebracht. 

Die Beſitzſtörungsklage des B. gegen A. wurde von allen drei 
Inſtauzen abgewieſen; — vom k. k. oberſten Gerichtshofe mit Ent⸗ 
ſcheidung vom 8. Juli 1885, Z. 7961, aus dem Grunde, weil, wenn 
es auch erwieſen wäre, daß A. den beiden Militäriſten das Nachtquartier 
in ſeiner Abtheilung des Hauſes angewieſen hätte, die der Kläger B. 
bisher benützt hat, ſo könnte darin keine Beſitzſtörung erkannt werden, 
weil die Bequartierungspflicht auf der Grundwirthſchaft ſelbſt laſtet und 


die fragliche Gebäudeabtheilung zur Grundwirthſchaft gehört, und wenn 


der Kläger wegen Ueberbürdung in der Bequartierungspflicht Beſchwerde 
zu haben vermeint, er ſich diesfalls an die Gemeinde wegen Abhilfe zu 
wenden habe. Ger.⸗H. 


Einfluß der gewerbsbehördlichen Genehmigung auf die Rechts⸗ 
wirkſamkeit eines Pachtvertrages über ein Gaſthausgewerbe. 


Kläger begehrt die Auflöſung des von ihm mit dem Geklagten 
über Gaſthauslocalitäten geſchloſſenen Pachtvertrages aus dem Grunde, 
weil einerſeits die Perfection des Pachtvertrages von der Genehmigung 
des Pächters von Seite der Gewerbebehörde abhängig gemacht wurde, 
dieſe Genehmigung jedoch laut Decretes der Bezirkshauptmannſchaſt 
nicht erfolgte, und weil anderſeits mit Rückſicht auf dieſes Decret der 
Pachtvertrag durch § 19 des Geſetzes vom 15. März 1883, R. G. Bl. 


der Gewerbeordnung und § 878 a. b. G. B. ſtützt, nicht begründet. 
Entſcheidend für dieſe Rechtsſache iſt einzig und allein der Erweis oder 
Nichterweis der klägeriſchen Behauptung, daß das Zuſtandekommen des 
fraglichen Pachtvertrages von der Genehmigung des Pächters Seitens 
der Gewerbebehörde abhängig gemacht wurde, indem beim Erweiſe dieſer 
Vereinbarung mit Rückſicht auf das Decret der Bezirkshauptmannſchaſt, 
wodurch erwieſen iſt, daß die Genehmigung des Geklagten als Pächters 
nicht erfolgte, in Gemäßheit der SS 897, 696, 1090 und 1091 
a. b. G. B. die Berechtigung des Klagebegehrens vollkommen begründet 
iſt. Nachdem zur Erhärtung dieſer Vereinbarung ein anderes Beweis⸗ 
mittel nicht angeboten wurde, mußte auf den ſententionirten Haupteid 
erkannt und von der Ablegung oder Nichtablegung desſelben die Ent⸗ 
ſcheidung dieſes Streites abhängig gemacht werden. 

Hiegegen erhob Kläger die Appellation und das Oberlandes⸗ 
gericht änderte in deren Stattgebung das angefochtene Urtheil ab und 
gab dem Klagebegehren unbedingt ſtatt. Die Gründe lauten folgender⸗ 
maßen: 

Das Geſetz vom 15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39, ſchreibt 
im $ 19 vor, daß die Ausübung eines Gaſt⸗ und Schankgewerbes durch 
einen Stellvertreter oder die Verpachtung eines ſolchen Gewerbes von 
der Gewerbebehörde nur aus wichtigen Gründen zu genehmigen iſt, und 
daß der Betrieb eines ſolchen Gewerbes durch einen Stellvertreter oder 
Pächter ohne vorher erlangte Genehmigung durch die Gewerbebehörde 
ſowohl an dem Gewerbsinhaber, als an dem Stellvertreter oder Pächter 
nach Maßgabe des von den Uebertretungen und Strafen handelnden 
achten Hauptſtückes der Gewerbeordnung geahndet werde. Angeſichts dieſer 
geſetzlichen Beſtimmung iſt ein Gaſthausgewerbe in Bezug auf ſeine 
Eigenſchaft als Object eines Pachtvertrages im Verkehre inſoferne be⸗ 
ſchränkt, als ein ſolches Gewerbe nur mit Genehmigung der Gewerbe⸗ 
behörde Gegenſtand eines zur rechtlichen Wirkſamkeit gelaugenden Pacht⸗ 
vertrages werden kann; ohne dieſe Genehmigung befindet ſich der 


Nr. 39, und S 878 a. b. G. B., da er über ein unerlaubtes und Verpächter in der rechtlichen Unmöglichkeit der Uebergabe des Pacht⸗ 
juriſtiſch unmögliches Geſchäft abgeſchloſſen, ipso jure aufgelöſt erſcheint. objectes, der Pächter in der rechtlichen Unmöglichkeit der Benützung des 
Dem gegenüber widerſpricht der Geklagte die Abſchließung des Pacht⸗ Pachtobjectes; der Verpächter mird durch die Noheranhe des Pachtobiectes 
vertrages unter der obangeführten Bedingung und beſtreitet die Anwend⸗ der Pächter durch die Benützung des Pachtobjectes ſogar ſtrafbar; es iſt 
barkeit des § 19 des Geſetzes vom 15. März 1883 und des $ 878 daher in dem Falle der Nichtgenehmigung eines ſolchen Pachtvertrages 
a. b. G. B., weil erſtgenanntes Geſetz nur den Betrieb des Gaſt⸗ und durch die Gewerbebehörde ſowohl die Uebergabe des Pachtobjectes, als 
Schankgewerbes durch einen Stellvertreter oder Pächter ohne vorherige auch deſſen Benützung von Seite des Pächters eine verbotene, unerlaubte 
Genehmigung durch die Gewerbebehörde verbietet, nicht aber diesfalls Handlung, weshalb auch in dem Falle, wenn die Paciscenten die Ge⸗ 
geſchloſſene Verträge für ungiltig erklärt, und weil die Abſchließung | nehmigung eines Pachtvertrages bezüglich eines Gaſthausgewerbes durch 


eines Pachtvertrages über ein Gaſthausgewerbe keine unerlaubte 
Handlung in ſich ſchließt, daher S 878 a. b. G. B. nicht zur Anwen⸗ 
dung kommt. 

Dem Klagebegehren wurde von der erſten Inſtanz unter der 
Bedingung ſtattgegeben, daß der Geklagte den ihm aufgetragenen und 
von ihm angenommenen Haupteid dahin: „Es ſei ſeines Wiſſens und 
Erinnerns nicht wahr, daß der zwiſchen ihm als Pächter und dem Kläger 
als Verpächter abgeſchloſſene Pachtvertrag unter der Vereinbarung und 
Bedingung geſchloſſen wurde, daß die Gewerbebehörde die Verpachtung 
genehmige,“ nicht ablege. 

Gründe: .. . Bei der Entſcheidung vorliegenden Rechtsſtreites 
muß vor Allem die Frage in Erwägung gezogen werden, ob der zwiſchen 
beiden Theilen abgeſchloſſene Pachtvertrag durch die erwieſene Nicht⸗ 
genehmigung des Pächters von Seite der Gewerbebehörde ipso jure 
aufgelöſt wurde. Dieſe Frage muß verneint werden; denn der bezogene 
§ 19 der Gewerbeordnung verbietet nur den Betrieb des Gaſt- und 
Schankgewerbes durch einen Stellvertreter oder Pächter ohne Geneh⸗ 
migung der Gewerbebehörde und werden durch dieſe Geſetzesſtelle weder 
dem Wortlaute, noch dem Sinne nach die privatrechtlichen Verhältniſſe 
der Contrahenten berührt. Als ſtrafbar wird blos der nicht genehmigte 
Betrieb des Schankgewerbes, nicht aber auch die Verpachtung von 
Gaſthauslocalitäten oder des Gaſtgewerbes felb;t erklärt und, da der 
Geklagte bei nicht erfolgtem Widerſprechen des Klägers erwieſen hat, 
daß er ſofort die Ausübung des Schankgewerbes einſtellte, ſomit eine 
ſtrafbare Handlung nicht begangen habe, und weil weiters es dem Ge⸗ 
klagten nicht benommen werden kann, von ſeinem vertragsmäßigen 
Beſtandrechte, inſoweit es durch die Geſetze nicht ausdrücklich eingeſchränkt 
iſt, Gebrauch zu machen, zumal ja der Beſtandgegenſtand auch andere 
Übicationen enthält, die die Ausübung des Schankgewerbes nicht be⸗ 


die Gewerbebehörde nicht vertragsmäßig als eine Bedingung der Rechts⸗ 
wirkſamkeit, der Giltigkeit dieſes Vertrages erklärt haben, die Rechtswirk⸗ 
ſamkett eines ſolchen Vertrages thatſächlich und geſetzlich von der Geneh⸗ 
migung durch die Gewerbebehörde abhängig iſt, weil die Paciscenten 
ſich gar nicht in der Lage befinden, den geſetzlichen Einſluß der Gewerbe⸗ 
behörde auf die Wirkſamkeit eines ſolchen Pachtvertrages auf die Seite 
zu ſchieben. Demgemäß iſt die Genehmigung eines Pachtvertrages durch 
die Gewerbebehörde eine ſelbſtverſtändliche Bedingung ſeiner Giltigkeit 
und, da im vorliegenden Falle der zwiſchen dem Kläger und dem Ge⸗ 
klagten abgeſchloſſene Pachtvertrag bezüglich des Gaſthausgewerbes des 
Klägers von der Gewerbebehörde nicht genehmigt wurde, ſo war deſſen 
Rechtsunwirkſamkeit gemäß § 878 a. b. G. B. unbedingt auszuſprechen, 
weil ſie nicht davon abhängig iſt, ob die Paciscenten die Genehmigung 
durch die Gewerbebehörde vertragsmäßig als Bedingung der Rechts⸗ 
wirkſamkeit vereinbart hatten. 

Das oberlandesgerichtliche Urtheil wurde unter Abweiſung der 
von dem Geklagten dawider ergriffenen Reviſionsbeſchwerde von dem 
k. k. oberſten Gerichtshoſe mit Entſcheidung vom 9. December 1886, 
3. 14.006, in der weiteren Erwägung beſtätigt, daß nicht blos die 
Ausübung durch einen Stellvertreter, ſondern auch die Verpachtung eines 
Gaſthausgewerbes gemäß § 19 des Geſetzes vom 15. März 1883, 
R. G. Bl. Nr. 39, an die Genehmigung der competenten Gewerbe⸗ 
behörde gebunden, das Gaſthausgewerbe ſonach als Vertragsobject bedingt 
und inſolange dem Verkehre entzogen iſt, bis die Genehmigung der 
Gewerbebehörde erfolgt, durch deren Verfügung im vorliegenden Falle 
der Pachtvertrag ſich ſchon mit Rückſicht auf 8 878 a. b. G. B. als 
nicht zu Recht beſtehend darſtellt. 


Fiteratmr 

Cyrill Fuchs, Rechnungsrevident der k. k. niederöſterreichiſchen Finanz⸗ 
Landesdirection: Zuſammenſtellung der auf die Diäten und Reiſe⸗ 
koſten der k. k. öſterreichiſchen Staatsbeamten und Diener Bezug 
nehmenden Vorſchriften. Wien 1886. Alfred Hölder. 

Eine dem Zwecke völlig entſprechende Sammlung aller auf die Gebühren 
für ämtliche Dienſtreiſen Bezug nehmenden allgemeinen und für die Angeſtellten 
einzelner Verwaltungszweige erfloſſenen befonderen Vorſchriften, welche inſoferne 
eine wahrhafte Lücke ausfüllt, als dieſelben bis nun in den Handbüchern des 
Verwaltungsdienſtes blos mehr nebenbei und ziemlich oberflächlich Aufnahme 
fanden. Dieſe curſoriſche Behandlung nöthigte ſowohl den commiſſionirenden als 
auch den cenſurirenden Beamten die in den verſchiedenen Geſetzblättern und 
Normalienſammlungen zerſtreuten Vorſchriften ſelbſt mühſam aufzuſuchen, wobei 
die Gefahr nahe lag, die mannigfachen Aenderungen zu überſehen, welche durch 
Reorganiſation älterer und Creirung neuer Behörden hervorgerufen waren. Durch 
die genaue Sichtung der bezüglichen — etwa 2000 — Erläſſe hat der Verfaſſer 
dieſer Gefahr vorgebeugt, wie auch durch die Benützung der Rechtſprechung des 
Reichsgerichtes und Verwaltungsgerichtshofes, dann jener der Centralſtellen die 
Brauchbarkeit der Sammlung bedeutend erhöht. Neben dieſem Vorzuge der Voll⸗ 
ſtändigkeit iſt auch die bündige Wiedergabe des Inhaltes der Verordnungen und 
die Ueberſichtlichkeit lobenswerth, welcher durch die Einreihung des maſſenhaften 
Stoffes in einen allgemeinen und einen die einzelnen Verwaltungszweige in's 
Auge faſſenden beſonderen Theil erzielt wird. 


Geſetze und Verordnungen. 
1886. II. Semeſter. 


Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Kärnten. 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 17. September. — 31. Kundmachung der 
k. k. Landesregierung in Kärnten vom 7. September 1886, 3 9086, betreffend 
die Stempel⸗ und Gebührenfreiheit für das Unternehmen zur Fortſetzung der 
Regulirung des Gailfluſſes. — 32. Kundmachung der k. k. Landesregierung in 
Kärnten vom 7. September 1886, Z. 9087, betreffend die Stempel⸗ und Gebühren⸗ 
freiheit für das Unternehmen der Verbauung des Laaſer Wildbachgebietes. 
XXIV. Stück. Ausgeg. am 3. October. — 33. Kundmachung der k. k. 
die Erlaſſung einer Inſtruction für die 
gründen zu Zwecken der Drauregulirung und für die Behandlung der gewonnenen 
Verlandungsflächen. 

XXV. Stück. Ausgeg. am 21. October. — 34. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Kärnten vom 17. October 1886, Z. 11.390, betreffend die 
Erlaſſung einer Inſtruction für das bautechniſche Perſonale der Drauregulirung. 

XXVI. Stück. Ausgeg. am 23. October. — 35. Kundmachung der k k. 
Poſt⸗ und Telegraphen⸗Direction Graz vom 4. October 1886, womit das Poſt⸗ 
rittgeld für das Winterſemeſter 1886,87 feſtgeſetzt wird. 

XXVII. Stück. Ausgeg. am 31. October. — 36. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Kärnten vom 28 October 1886, Z. 11.642, betreffend den 
Bezug von gebrauchten Kleidungsſtücken, Wäſche Betten, Hadern und dergleichen 
Gegenſtänden aus Gegenden, in welchen die Cholera herrſcht. 

XXVIII. Stück. Ausgeg. am 3. November. — 37. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Kärnten vom 29. October 1886, Z. 11.484, betreffend die 
proviſoriſche Verfügung wegen Heranziehung der IV. Altersclaſſe zur regel⸗ 
mäßigen Stellung des Jahres 1887. 8 

XXIX. Stück. Ausgeg. am 12. December. — 38. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Kärnten vom 12. December 1886, Z. 13.030, betreffend den 
Beginn der Wirkſamkeit des Geſetzes vom 2. Mai 1886, L. G. u. V. Bl. Nr. 16, 
über die Theilung der beſtehenden Ortsgemeinde Spittal. — 39. Kundmachung 
der k. k. Landesregierung in Kärnten vom 9. December 1886, Z. 13.249, 
betreffend die tägliche Verpflegsgebühr im öffentlichen Krankenhauſe zu Wolfsberg. 

XXX. Stück. Ausgeg. am 19. December. — 40. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Kärnten vom 14. December 1886, 3. 13.425, betreffend 
die Vergütung der Mittagskoſt bei Militärdurchzügen im Jahre 1887. 

XXXI. Stück. Ausgeg. am 25. December. — 41. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Kärnten vom 19. December 1886, Z. 13.713, betreffend die 
Beſtimmung der zu den periodiſchen Waffenübungen im Jahre 1887 einzu⸗ 
berufenden Jahrgänge der Landwehrmannſchaft. 

XXXII. Stück. Ausgeg. am 31. December. — 42. Kundmachung der k. k. 
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Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die Ueberſetzung des Directors der Krankenanſtalt 
„Rudolph⸗Stiftung“ Profeſſor Dr. Karl Böhm auf die erledigte Stelle eines 
Directors des allgemeinen Krankenhauſes in Wien genehmigt. 

Seine Majeſtät haben dem Betriebsdirector der öſterreichiſchen Staats⸗ 
bahnen in Prag Wenzel Wojtechowsky anläßlich deſſen Penſiontrung den 
Titel eines Regierungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe der Finanz⸗Landesdirection 
in Wien Karl Kögl anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines 
Oberrechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem bei der Donau⸗Regulirungscommiſſion als 
Rechnungsführer in Verwendung ſtehenden Rechnungsrevidenten der niederöſter⸗ 
reichiſchen Finanz⸗Landesdirection Rudolph Gatterbauer taxfrei den Titel und 
Charakter eines Regierungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Eugen Groſos in Havre de 
Grace zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Der Miniſterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Statthaltereiſecretäre Boleslaus Ritter von Rozwadowski und Dr Stanislaus 
Ritter von Dunajewski zu Bezirkshauptmännern und die Bezirkscommiſſäre 
Emil Schutt, Michael Kerekjarto und Karl Franz zu Statthaltereiſeeretären 
in Galizien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Controlor der Finanz⸗Landescafſe in Brünn 
Johann Lettmayer zum Director dieſer Caſſe ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Amts⸗ und Caſſacontrolor des Lottoamtes 
in Trieſt Albin Dubsky Freiherrn von Wittenau zum Amtsverwalter und 
Caſſier dieſes Lottbamtes und den Amtscontrolor des Lottoamtes in Brünn 
Anton Pieta zum Amtsverwalter und Caſſier des Lottoamtes in Graz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Hauptſteueramtscontrolor Peter Nuzi⸗ 
kowski zum Hauptſteuereinnehmer der Lemberger Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcommiſſär Victor Edlen von Heyden⸗ 
berg in Graz zum Poſtſecretär ernannt. 

| Der Handelsminiſter hat den Ingenieur Heinrich Schachner in Zara 
| dum Oberingenienr ernannt. 


| Erledigungen. 
! Fabriksarztesſtelle bei der k. k. Tabakhauptfabrik in Linz mit 600 fl. 
| Jahreshonorar, bis 20. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 161.) 

Statthaltereiſecretärsſtelle in der achten Rangsclaſſe, eventuell eine Bezirks⸗ 
commiſſärsſtelle in der neunten und eine Statthaltereiconcipiſtenſtelle in der 
zehnten Rangsclaſſe bei der politiſchen Verwaltung in Böhmen, bis 27. Juli. 
(Amtsbl. Nr. 161.) 

Sanitätsaſſiſtentenſtelle mit 500 fl. Adjutum jährlich in Buchenſtein⸗ 
Enneberg in Tirol, bis Mitte Auguſt. (Amtsbl. Nr. 165.) 

Bezirkshauptmannsſtelle in Böhmen in der ſiebenten Rangsclaſſe, bis 
7 7 — 7 8 — * —— — 


Neuigkeiten 
der Manz’schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Codifieation 


des 


österreichischen Staatsbürgerschaftsrechtes. 
Eine staatsrechtliche Studie. 
Von 
Dr. Fritz Karminski. 
129 Seiten. gr. 8. Preis 1 fl. 20 kr. 


Die Gesandtenrechte. 
Dr. er mann Lovisoni. 


VIII u. 66 Seiten. gr. 8. Preis 60 kr. 


Die Rechte 


der ausschl. priv. 


Kaiser Ferdinands-Nordbahn. 


Eine eisenbahnrechtliche Studie. 
Von 


Dr. Anton Bezecny, 
k. k. Regierungsrath und Generalsekretär der k. k. priv. Kaiser Ferdinands- 
Nordbahn. 


VIII u. 174 Seiten. gr. 8. Preis 1 fl. 50 kr. 


Z ur 


Vorräthig in allen Buchhandlungen. 
o Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 


Landesregierung in Kärnten vom 29. December 1886, Z. 14.017, betreffend die | den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Verpflegsgebühr in der Landes⸗Irrenanſtalt zu Klagenfurt für das Jahr 1887. | Bogen 11 der Erkenntniſſe 1887. 
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